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Vollziehbar ausreisepflichtige Patientinnen und Patienten im 

Maßregelvollzug und andere ausländerrechtliche Probleme



Ausgangslage
➢ Zunehmende Relevanz ausländerrechtlicher Fragestellungen (echte 

Relevanz oder primär politischer Druck?)

➢ Disclaimer zur Perspektive:

✓ Persönlich

✓ bayerisch

✓ Nicht parteipolitisch, aber fachpolitisch

✓ Ein bißchen rechtspositivistisch

✓ Strukturell, nicht individuell

➢ Worüber ich nicht spreche: 

− Warum kommen so viele psychisch kranke ausländische 

Menschen, v.a. Geflüchtete, in den Maßregelvollzug?

− Warum kommen überhaupt so viele Menschen (teils wegen 

geringfügiger Delikte) in den Maßregelvollzug?

− Sind die Ausländerinnen und Ausländer, die in de 

Maßregelvollzug kommen, wirklich alle psychisch krank oder 

doch nur „auffällig“?

− Warum ist unser Aufenthaltsrecht so, wie es ist?

− Warum haben wir es versäumt, ein vernünftiges 

Einwanderungsrecht zu schaffen?

− Welche Fehler machen wir beim Thema Integration?

− Welche Hürden stehen der Entlassung allgemein entgegen?
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Welche Zahlen haben wir eigentlich? Welche Dimension 
hat das vermeintliche Problem?

• Keine bundesweite Statistik

• In Bayern: nur Zahlen zu den 
Staatsangehörigkeiten, nicht zum 
Aufenthaltsstatus

• Relevant wegen Überbelegung oder steigendem 
politischen Druck durch besondere 
Vorkommnisse

• Obwohl die Belegung deutlich gesunken ist, 
sprechen wir aktuell in der (fach-)politischen 
Diskussion nicht mehr über Deutschkurse, 
Sprachmittlung und Co.

• Öffentlicher Diskurs dreht sich primär um 
Lockerungen bzw. Lockerungsmissbräuche und 
Aufenthaltsbeendigung 

• Kliniken berichten über Zunahme schwer 
kranker Patientinnen und Patienten mit 
ungeklärtem Aufenthaltsstatus
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Ausländerrechtliche Fragestellungen im Maßregelvollzug
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- Verfassungsrechtlich 
gewährleisteter Anspruch auf 
Lockerung des Vollzugs

- Individuelle Entscheidung

- Kommunikation mit 
Ausländerbehörden

- ggf. Änderung der 
Vollstreckungsreihenfolge

- § 456a StPO: transparent und 
konsequent

- Wenn Aufenthaltsbeendigung, 
dann richtig

- Klärung der 
aufenthaltsrechtlichen 
Situation ASAP

- Individuelle Resozialisierung

- P: Kostenträger

Lockerungen AufenthaltsbeendigungEntlassvorbereitung



Lockerungen im Maßregelvollzug
• Maßregelvollzug ist Sonderopfer

• Lockerungen des Vollzugs sind keine „Wohltat“, sondern Teil 
des therapeutischen Prozesses; es geht nicht primär um die 
Vermeidung von Depravationserscheinungen.

• Es besteht ein einklagbarer individueller Anspruch auf 
Gewährung einer Lockerung bei Vorliegen der 
Voraussetzungen.

➢ Problem: Maßstab/“Großzügigkeit“/Vertrauen bei 
Lockerungen

Art. 16 BayMRVG

Vollzugslockerungen und Beurlaubung

(1) 1Der Vollzug der Unterbringung ist zu lockern, sobald 

1. zu erwarten ist, dass dadurch die Behandlung und die soziale 

Wiedereingliederung gefördert werden, und

2. nach allen aus der bisherigen Behandlung gewonnenen Erkenntnissen 

davon auszugehen ist, dass die untergebrachte Person die ihr eingeräumten 

Vollzugslockerungen nicht missbrauchen wird.
2Bei der Entscheidung über die Gewährung von Vollzugslockerungen wird 

insbesondere auch berücksichtigt, ob eine Entlassung der untergebrachten 

Person absehbar ist. 3Bei der Prognose nach Satz 1 Nr. 2 ist das 

Schutzbedürfnis der Allgemeinheit in besonderer Weise zu berücksichtigen.
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Lockerungsmaßstab bei vollziehbar ausreisepflichtigen 
Personen im Maßregelvollzug
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• Grundsätzlich: wie bei jedem anderen Patient/Patientin auch

• Selbstverständlich Berücksichtigung der aufenthaltsrechtlichen Situation 

im Rahmen der Risikoeinschätzung

• P: ist die aktuelle aufenthaltsrechtliche Situation überhaupt bekannt?

• Datenaustausch mit den Ausländerbehörden

• Woraus resultiert die Ausreisepflicht? Beendigung eines bestehenden 

rechtmäßigen Aufenthalts durch Ausweisung oder bereits bei 

Einweisung/Tatbegehung vollziehbar ausreisepflichtig?

• Duldung ist KEIN Aufenthaltstitel, sondern lediglich die vorübergehende 

Aussetzung der Abschiebung

• Vollziehbar ausreisepflichtig:

unerlaubter Weise eingereist ist,

ein Aufenthaltstitel abgelehnt/ entzogen worden ist oder aber 

über  Asylverfahren negativ entschieden wurde

• Die Ausländerbehörde erhält mit der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht 

das Recht, den betreffenden Ausländer abzuschieben.

• Rechtlich eher unproblematisch: Patient/Patientin ist bereits zu Beginn 

der Unterbringung vollziehbar ausreisepflichtig

• Rechtlich schwieriger: Patient/Patientin hatte einen Aufenthaltstitel, wird 

jedoch aufgrund der begangenen Straftat ausgewiesen



Beendigung eines zuvor rechtmäßigen 

Aufenthalts

§ 53 Ausweisung

(1) Ein Ausländer, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche 

demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik 

Deutschland gefährdet, wird ausgewiesen, wenn die unter Berücksichtigung aller Umstände 

des Einzelfalles vorzunehmende Abwägung der Interessen an der Ausreise mit den Interessen 

an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet ergibt, dass das öffentliche 

Interesse an der Ausreise überwiegt.

(2) Bei der Abwägung nach Absatz 1 sind nach den Umständen des Einzelfalles insbesondere die 

Dauer seines Aufenthalts, seine persönlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Bindungen im 

Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder in einem anderen zur Aufnahme bereiten Staat, die 

Folgen der Ausweisung für Familienangehörige und Lebenspartner sowie die Tatsache, ob 

sich der Ausländer rechtstreu verhalten hat, zu berücksichtigen.
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Ausweisungsinteresse

§ 54 Ausweisungsinteresse

(1) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer, wenn der 

Ausländer

1.

wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheits- oder 

Jugendstrafe von mindestens zwei Jahren verurteilt worden ist oder bei der letzten 

rechtskräftigen Verurteilung Sicherungsverwahrung oder die Unterbringung in einem 

psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 des Strafgesetzbuches angeordnet worden ist,

……..





Lockerung vollziehbar ausreisepflichtiger Personen nach 
BayMRVG

• Beteiligung der Ausländerbehörde in Form einer Information (KEIN 

Vetorecht!)

• VVBayMRVG: Bei vollziehbar ausreisepflichtigen ausländischen Personen 

ist vor der Entscheidung über bestimmte Lockerungen die jeweils 

zuständige Ausländerbehörde zu informieren (Art. 34 Nr. 4 Buchst. c 

BayMRVG in Verbindung mit Art. 197 Abs. 4 BayStVollzG) und möglichst 

sicherzustellen, dass die zur Aufnahme einer Beschäftigung 

gegebenenfalls erforderliche ausländerbehördliche Zustimmung vorliegt.

• P: Versagung von Lockerungen wegen drohender Abschiebung?

• Rein abstrakte Fluchtgefahr nicht ausreichend

• Es müssen konkrete Anhaltspunkte vorliegen.

• Kein Verwahrvollzug!

• Vgl. BVerfG Beschl. v. 11.6.2002 – 2 BvR 461/02
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Entlassvorbereitung
• P: Unterbringungsdauern steigen an; Entlasshindernisse (insbesondere fehlender Wohnraum 

bzw. geeignete Anschluss-Settings) betreffen alle Patientinnen und Patienten

• Bei problematischem Aufenthaltsstatus oder vollziehbarer Ausreisepflicht potenziert

• Asylbewerberunterkunft kein geeigneter Empfangsraum

• Unklare Kostenträgerschaft (EGH -)

• Gefahr faktischer (und unnötiger Verlängerung) der Unterbringung (eine Frage der 

Verhältnismäßigkeit, die keiner stellt!)
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100 SGB IX Eingliederungshilfe für Ausländer

(1) Ausländer, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, können Leistungen nach diesem Teil 

erhalten, soweit dies im Einzelfall gerechtfertigt ist. Die Einschränkung auf 

Ermessensleistungen nach Satz 1 gilt nicht für Ausländer, die im Besitz einer 

Niederlassungserlaubnis oder eines befristeten Aufenthaltstitels sind und sich voraussichtlich 

dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten. Andere Rechtsvorschriften, nach denen Leistungen der 

Eingliederungshilfe zu erbringen sind, bleiben unberührt.

(2) Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten keine Leistungen 

der Eingliederungshilfe.

(3) Ausländer, die eingereist sind, um Leistungen nach diesem Teil zu erlangen, haben keinen 

Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe.

➢ Häufig Konflikte zwischen SGB IX, SGB XII und AsylbLG



Aufenthaltsbeendigung bzw. sonstige vollstreckungsrechtliche 

Maßnahmen (Nr. 48 VVBayMRVG)

• Absehen von der weiteren Vollstreckung gemäß § 456a StPO
Die Vollstreckungsbehörde kann von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maßregel der 

Besserung und Sicherung absehen, wenn der Verurteilte wegen einer anderen Tat einer ausländischen Regierung ausgeliefert, 

an einen internationalen Strafgerichtshof überstellt oder wenn er aus dem Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 

abgeschoben, zurückgeschoben oder zurückgewiesen wird.

• Bei § 64: im Einzelfall prüfen Erledigung der Maßregel gemäß § 67d Abs. 5 StGB 
z.B. wenn eine erfolgreiche Behandlung wegen fehlender Motivation aufgrund der zu erwartenden Abschiebung nicht möglich 

ist. (dürfte sich nach der Reform von § 64 StGB weitestgehend „erledigt“ haben)

• Änderung der Vollstreckungsreihenfolge gemäß § 67 Abs. 3 S. 2 iVm 67 Abs. 2 S. 4 

StGB
Das Gericht soll ferner bestimmen, dass die Strafe vor der Maßregel zu vollziehen ist, wenn die verurteilte Person 

vollziehbar zur Ausreise verpflichtet und zu erwarten ist, dass ihr Aufenthalt im räumlichen Geltungsbereich dieses 

Gesetzes während oder unmittelbar nach Verbüßung der Strafe beendet wird (gute Idee, wenn psychiatrische Behandlung 

in Haft gewährleistet wäre)

• Überstellung zur Vollstreckung freiheitsentziehender Maßregeln gemäß §§ 85 ff. 

Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) (sehr kompliziert!)



§ 456a StPO
Absehen von Vollstreckung bei Auslieferung, Überstellung oder Ausweisung

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer 

Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maßregel der Besserung und Sicherung absehen, wenn der 

Verurteilte wegen einer anderen Tat einer ausländischen Regierung ausgeliefert, an einen 

internationalen Strafgerichtshof überstellt oder wenn er aus dem Geltungsbereich dieses 

Bundesgesetzes abgeschoben, zurückgeschoben oder zurückgewiesen wird.

(2) Kehrt der Verurteilte zurück, so kann die Vollstreckung nachgeholt werden. Für die Nachholung 

einer Maßregel der Besserung und Sicherung gilt § 67c Abs. 2 des Strafgesetzbuches 

entsprechend. Die Vollstreckungsbehörde kann zugleich mit dem Absehen von der 

Vollstreckung die Nachholung für den Fall anordnen, dass der Verurteilte zurückkehrt, und 

hierzu einen Haftbefehl oder einen Unterbringungsbefehl erlassen sowie die erforderlichen 

Fahndungsmaßnahmen, insbesondere die Ausschreibung zur Festnahme, veranlassen; § 131 

Abs. 4 sowie § 131a Abs. 3 gelten entsprechend. Der Verurteilte ist zu belehren.



• Vorschrift fristete lange einen gewissen Dornröschenschlaf

• Beobachtung aus der Vergangenheit: Abschiebung nach Entlassung (häufig bei nach § 64 

StGB untergebrachten Patienten, aus forensisch-psychiatrischer Ambulanz heraus)

• Mitteleinsatz (450€/d/Patient) fraglich!



• Nr. 48.2 VVBayMRVG: Bestehen bei einer untergebrachten Person Anhaltspunkte dafür, dass 

die Voraussetzungen des § 456a StPO vorliegen, nimmt die Maßregelvollzugseinrichtung mit 

der zuständigen Vollstreckungsbehörde Kontakt auf und regt an, die notwendigen Schritte 

einzuleiten. 

• Demnächst Arbeitsgruppe aus Praktikern der Kliniken und der Justiz zur Entwicklung eines 

„Leitfadens“

• Kriterien zur Ermessensausübung von Land zu Land unterschiedlich; Bestimmungen nur 

teilweise veröffentlicht

• In Bayern: Rechtsprechung des BayObLG: Nach der Rechtsprechung des BayObLG können daher die 

Gesichtspunkte der nachhaltigen Strafvollstreckung und der Verteidigung der Rechtsordnung den weiteren Vollzug einer 

Maßregel nicht selbstständig rechtfertigen. Der Gesichtspunkt der Kriminalprognose findet auch nur insoweit 

Berücksichtigung, als konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Untergebrachte nach seiner Abschiebung alsbald 

in die Bundesrepublik Deutschland zurückkehren und hier neue Straftaten begehen wird (BayObLG, Beschluss vom 

21. Dezember 2020, 203 VAs 470/20). Maßgebliches Kriterium für die Frage, ob ein Absehen von der Vollstreckung in 

Betracht kommt, ist die naheliegende Rückkehrgefahr und damit einhergehend die Gefahr, dass der Untergebrachte in 

Deutschland erneut Straftaten begehen wird (vgl. BayObLG Beschluss vom 16.12.2019 - 203 VAs 1906/19, StV 2020, 

459; BayObLG Beschluss vom 21.12.2020 – 203 VAs 470/20).

• Andere Bundesländer: Behandlungsmöglichkeiten im Empfangsstaat und Gefährlichkeit für die 

Allgemeinheit maßgeblich

https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fents%2Fbeckrs%2F2020%2Fcont%2Fbeckrs.2020.55626.htm&pos=9
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fents%2Fbeckrs%2F2020%2Fcont%2Fbeckrs.2020.55626.htm&pos=9
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fents%2Fbeckrs%2F2020%2Fcont%2Fbeckrs.2020.55626.htm&pos=9


Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Kontakt

Dr. Dorothea Gaudernack

Referat II5

referat-II5@stmas.bayern.de
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